
Liebe Freunde,  

liebe Leserinnen  

und Leser, 

 

das Wahlrecht sieht ei-

gentlich ein ausgegliche-

nes Verhältnis zwischen 

Direktmandaten und Lis-

tenmandaten vor. Dieses 

Verhältnis ist schon längst 

nicht mehr gegeben. Ursa-

che dafür ist eine Erosion 

der sogenannten Volkspar-

teien sowie eine wachsen-

de Stimmenzahl für neue 

und kleinere Parteien.  

 

Dadurch kam das früher 

stimmige Verhältnis zwi-

schen Direktmandaten 

(das sind im Wahlkreis von 

Bürgern direkt gewählte 

Personen) zu den Listen-

plätzen (nach den für eine 

Partei abgegebenen Zweit-

Stimmen) in ein Missver-

hältnis, welches durch so-

genannte Ausgleichsman-

date austariert wurde. Die 

Zahl solcher Ausgleichs-

mandate erhöhte sich bei 

den letzten Wahlen zum 

Deutschen Bundestag so 

stark, dass wir heute bei 

709 Abgeordnete liegen. 

 

Alle bisherigen Vorschläge 

- auch das vom Bundes-

tagspräsidenten Wolfgang 

Schäuble vorgeschlagene 

Modell - sind höchst kom-

pliziert, weil sie darauf 

ausgerichtet sind, die der-

zeitigen Wahlchancen der 

einzelnen Parteien nicht zu 

mindern. Sie wurden des-

halb verworfen.  

 

In unserer Fraktion werden 

derzeit zwei Modelle kont-

rovers diskutiert, für die 

jeweils um Kompromiss 

und Mehrheiten gerungen 

wird. Folgende Möglichkei-

ten bieten sich an: Die An-

zahl der Wahlkreise wird 

deutlich verringert.  

 

Das bedeutet aber für Flä-

chenländer, dass wegen 

der geringeren Zahl von 

Einwohnern die Wege von 

Abgeordneten zu Wählern - 

und umgekehrt - bedeu-

tend länger werden. Das 

kann nicht im Interesse 

der Demokratiestärkung 

liegen. Deshalb kann sich 

die ostdeutsche Landes-

gruppe mit solchem Vorge-

hen schlecht anfreunden. 

 

Die Brandenburger Lan-

desgruppe favorisiert da-

rum die Definition einer 

Höchstzahl von Abgeord-

neten im Bundestag, die 

noch zu bestimmen wäre. 

Die Direktmandate ziehen 

alle ein, die verbleibenden 

Listenplätze werden paritä-

tisch verteilt. Das könnte 

Parteien mit vielen Direkt-

mandaten begünstigen, 

mit wenigen benachteiligen.  

 

Ich gebe bei der Diskussion 

immer wieder zu bedenken, 

dass die Einführung eines 

Flächenfaktors für die Wahl-

kreise hilfreich wäre. Auch 

sollten  alle Parteien beden-

ken, dass sich die gegen-

wärtigen auch einmal verän-

dern können. Gegenwärtige 

„Benachteiligungen“ von 

Parteien müssen also keine 

bleibenden sein.  

 

Es bleibt eine schwierige 

Diskussion, die wir aber in-

tensiv führen müssen, wenn 

wir bereits mit der Legisla-

turperiode 2021 die Größe 

des Bundestages begrenzen  

wollen - was wir unbedingt 

sollten! 

 

 

Bleiben Sie alle gesund und 

helfen Sie dabei, dass ande-

re gesund bleiben. 

 

Eine anregende Lektüre 

wünsche ich Ihnen. 

 

Herzlichst  

 

Ihr 

 

 

 

 
 

Martin Patzelt MdB 

Nr. 56/19. WP 

3. Juli 2020 
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Die CDU feiert diese Woche 

75-jähriges Bestehen, und 

ich gratuliere herzlich! Ist die 

Partei nun im Rentenalter 

angekommen und gehört in 

den Ruhestand? Im Gegen-

teil, meine ich: Die CDU hat 

einen Markenkern, der bes-

tens geeignet ist, um die Zu-

kunft zu gestalten. 

 

Die Union ist lebendig – al-

lein in der Kommunalpolitik 

engagieren sich aktuell 

75.000 CDU-Mitglieder für 

gute Politik vor Ort. Dazu 

kommen noch viele mehr, die 

sich in unseren Verbänden 

mit ihren Ideen und ihrer 

Energie einbringen. Auch die 

Bürger fühlen sich überwie-

gend in dieser schwierigen 

Zeit verantwortungsvoll re-

giert, die Umfragewerte sind 

hoch – Rezo’s „Zerstörung“ 

und anderen Unkenrufen 

über das Ende der Volkspar-

teien zum Trotz. Doch wie 

steht es um die Zukunft un-

serer Partei? 

 

Frei nach Adenauer kann ei-

ne Partei ihre Gegenwart und 

Zukunft nur gestalten, wenn 

sie ihre Vergangenheit ver-

steht und daraus ihre Lehren 

zieht. Ich meine: Unsere 

Gründungsgeschichte und 

unser Kern als Volkspartei 

bieten Antworten für morgen. 

 

In der Weimarer Republik 

gab es viele kleine Parteien, 

die Einzelinteressen vertra-

ten – das hat das demokrati-

sche System geschwächt und 

CDU feiert 75-jähriges Bestehen 

auch die Machtübernahme 

durch die Nationalsozialisten 

ermöglicht. In Abgrenzung 

dazu wurde die CDU 1945 

als breite Partei gegründet, 

die möglichst viele Men-

schen und Strömungen auf-

nehmen sollte. Sie bündelte 

christlich-soziale, demokrati-

sche, liberale und konservati-

ve Kräfte. Auch die überkon-

fessionelle Ausrichtung – die 

Vereinigung von katholischen 

und evangelischen Mitglie-

dern – war damals ein neuer 

und mutiger Schritt. 

 

Diese unterschiedlichen 

Gruppen konnte man nicht 

durch feste Programme und 

Positionen einen. Aber sie 

einigten sich auf einen Kom-

pass, der ihre Politik leitet: 

das christliche Menschen-

bild. Der Mensch ist frei, hat 

eine unveräußerliche Würde 

und ist zur Nächstenliebe 

und Solidarität berufen. 

 

Ob Arbeiter, Unternehmer 

oder Beamter – alle sollten 

auf dieser Grundlage an ei-

nen Tisch finden und einen 

Kompromiss erarbeiten, der 

für alle tragbar ist. Durch die-

se innere Vielfalt und Wil-

lensbildung konnte die CDU 

Politik in den letzten Jahr-

zehnten nah am Menschen 

machen. 

 

Heute haben wir eine völlig 

verändere Gesellschaft, die 

in Bewegung bleibt: Orte, an 

denen sich Menschen mit 

unterschiedlichen Berufen, 

Lebenswegen und Einstellun-

gen treffen und ins Gespräch 

kommen werden weniger. 

Traditionelle Vereine, Kir-

chen, Gewerkschaften und 

auch Parteien haben Nach-

wuchssorgen. Soziale Medien 

wirken als Echokammern der 

jeweils eigenen Wirklichkeit 

und Überzeugungen. Populis-

ten spielen einzelne Bevölke-

rungsgruppen gegeneinander 

aus – befeuern die Sorge, ob 

der Kuchen für alle reicht. 

Gleichzeitig gibt es eine 

Sehnsucht nach gesellschaft-

lichem Zusammenhalt und 

mehr Miteinander. 

 

Hier liegt unser Potenzial! 

Suchen wir noch stärker als 

bisher den Dialog mit Mitglie-

dern und das Gespräch mit 

Bürgern. Nicht nur dort sein, 

wo wir gewählt werden, son-

dern auch da sein, wo wir 

schon lange nicht mehr gese-

hen wurden. Wir können ein 

Forum bieten, um Menschen 

mit unterschiedlichen Le-

benswegen und Ansichten 

zusammenzubringen, die 

aber die gleiche Grundüber-

zeugung eint: das christliche 

Menschenbild. Wir können 

sie zusammenbringen, den 

Dialog auf Augenhöhe ermög-

lichen und respektvoll nach 

Kompromissen zu suchen. 

Das Ergebnis ist gute Politik, 

die alle mitnimmt. Unser 

Kern als Volkspartei bietet 

uns alle Chancen. 

 

 

Skrollan Jula Olschewski 
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Zum Gesetz zur Reduzie-

rung und zur Beendigung 

der Kohleverstromung und 

zur Änderung weiterer Ge-

setze (Kohleausstiegs-

gesetz) und zum Änderungs-

antrag von Bündnis 90/Die 

Grünen habe ich am Freitag 

(3.7.2020) folgende Erklä-

rung angegeben: 

„Der Beschlussempfehlung 

der Koalition zum Kohleaus-

Meine persönliche Erklärung zum Kohleausstieg  

stieg stimme ich nur unter 

schweren Vorbehalten zu. 

Das Ausstiegsdatum 2038 

kann ich wegen der bis zu 

diesem Zeitpunkt weiterhin 

in Größenordnungen in die 

Umwelt emittierten CO2-

Mengen nicht mitverantwor-

ten. Dem Änderungsantrag 

der Grünen kann ich wegen 

der mit diesem Beschluss 

verbundenen, unzureichend 

kalkulierten und strukturier-

ten Ausstiegsszenarien nicht 

zustimmen. Die Folgewirkun-

gen für eine sichere Energie-

versorgung von Wirtschaft-

und Privathaushalten, sowie 

der Beschäftigungssicherung 

in den Kohleregionen werden 

mit diesen Änderungsanträ-

gen nicht ausreichend be-

rücksichtigt.“ 

Fotos unter den Rock werden verboten   

Upskirting ist immer mehr zu 

einer Plage geworden. Dabei 

werden Frauen heimlich unter 

dem Rock oder unter dem 

Kleid fotografiert. Diese Fotos 

werden dann übers Internet 

oder über soziale Medien ver-

breitet. Die ständige Verfüg-

barkeit von Handykameras 

hat dieses Problem in den 

letzten Jahren deutlich ver-

schärft. Bislang konnten sol-

che Taten nur als Ordnungs-

widrigkeit verfolgt werden. Be-

troffene Frauen hatten kaum 

Möglichkeiten, sich rechtlich 

gegen solche Fotos zu wehren. 

Diese Verletzung der Intimsphä-

re wird nach einem Beschluss 

des Deutschen Bundetages 

vom Donnerstag (2.7.2020) 

unter Strafe gestellt.  

 

Besser geschützt wird zudem 

die Intimsphäre von Verstorbe-

nen. Darum werden Fotos ver-

boten, die eine verstorbene 

Person in grob anstößiger 

Weise zur Schau stellen. Da-

mit reagiert der Gesetzgeber 

auf die Tatsache, dass immer 

mehr Leute bei Unfällen und 

Unglücksfällen Fotos von Ver-

letzten oder Verstorbenen 

machen und diese dann über 

soziale Netzwerke verbreiten 

oder an Medien verkaufen. 

Fördermittel für Bibliotheken in Oder-Spree  

Das Soforthilfeprogramm 

„Vor Ort für Alle“ ist eine 

wichtige Stütze für haupt- 

und ehrenamtliche Bibliothe-

ken in Kommunen. Aus die-

sem Programm wurden Mit-

tel für drei Projekte Im Land-

kreis Oder-Spree bewilligt. 

Gefördert wird die Kupfer-

schmiede Beeskow e. V./

Stadtbibliothek mit 25.000 

Euro. Die Stadtbibliothek 

Storkow erhält  10.440 Eu-

ro. Die Gemeindebibliothek 

Bad Saarow kommt in den 

Genuss von 3.750 Euro.  

Ich bin froh, dass die Arbeit 

der drei Bibliotheken durch 

die Fördermittel gesichert ist 

und weiter ausgebaut werden 

kann. Denn Bibliotheken sind 

unverzichtbar für unsere Ge-

sellschaft. Sie bringen Men-

schen zusammen und bieten 

den Raum für einen Aus-

tausch miteinander. Umso 

wichtiger ist es, dass solche 

Orte heute zeitgemäß und 

auch für junge Menschen 

durch digitale Angebote at-

traktiv bleiben. 

Grundrente ist da 

Ab dem kommenden Jahr 

werden ca. 1,3 Millionen 

Rentner in den Genuss ei-

ner Grundrente kommen. 

Damit werden alle Rentner 

mit niedrigen Bezügen bes-

ser gestellt, sofern sie 35 

Beitragsjahre vorweisen 

können. Einen reduzierten 

Zuschlag gibt es für Rent-

ner mit 33 Beitragsjahren. 

Aufgrund des hohen Ver-

waltungsaufwandes kön-

nen die neuen Renten aber 

nicht ab dem 1. Januar aus-

gezahlt werden. Allerdings 

wird in jedem Fall rückwir-

kend gezahlt. Die Grund-

rente muss nicht beantragt 

werden. Sie wird automa-

tisch ausgezahlt. 
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Sie können den Newsletter 

direkt über die Homepage 

abonnieren, oder senden Sie 

uns eine E-Mail an:  

martin.patzelt@bundestag.de  

  Stiftung für Engagement und Ehrenamt gegründet  

Am Dienstag, vergan-

g e n e r  W o c h e 

(23.6.2020),  durfte 

ich am Gründungsakt 

der Deutschen Stiftung 

für Engagement und 

Ehrenamt teilnehmen. 

Für das Zustandekom-

men der Stiftung habe 

ich mich monatelang 

eingesetzt. Es freut 

mich darum sehr, dass 

dieses „Kind“ nun end-

lich geboren ist. 

 

30 Millionen Ehren-

amtliche erhalten nun-

mehr in Deutschland 

erstmals eine bundes-

weite Anlaufstelle. Als 

Standort der neuen 

Stiftung wurde Neu-

strelitz in Mecklen-

burg-Vorpommern ge-

wählt. Damit wurde 

wieder einmal eine 

Bundesbehörde in 

einem ostdeutschen 

Land angesiedelt. In 

Neustrelitz entstehen 

75 neue Arbeitsplät-

ze.  

 

Ziel der Stiftung ist 

es, allen ehrenamtlich 

Tätigen Angebote zu 

Service, Beratung und 

Qualifizierung zu bie-

ten. Vor allem will die 

Stiftung Vereine und 

Engagierte bei der Digi-

talisierung unterstüt-

z e n .  B e s o n d e r e r 

Schwerpunkt der Stif-

tung ist die Förderung 

des ehrenamtlichen 

Engagements in ländli-

chen und struktur-

schwachen Regionen. 

Für die Arbeit der Stif-

tung stellt der Bund ab 

dem kommenden Jahr 

bis zu 30 Millionen Eu-

ro jährlich zur Verfü-

Das Ende eines freien Hongkong  

Ich bedaure zutiefst, 

dass mit dem am 1. 

Juli 2020 in Kraft ge-

tretenen Sicherheitsge-

setz die Freiheit Hong-

kongs nun ein jähes 

Ende gefunden hat.  

 

Die Welt wird sich von 

Hongkong abkehren 

und die Wirtschaft ein-

brechen. Bereits im 

Mai habe ich internati-

onale Erklärungen mit-

unterzeichnet und ei-

nen Appell an den chi-

nesischen Botschafter 

gerichtet, vertragstreu 

zu bleiben und Hong-

kong seine Freiheit zu 

lassen.  

 

Das so genannte Si-

cherheitsgesetz zer-

stört den freiheitlichen 

und demokratischen 

guten Status quo und 

trifft die Menschen in 

Hongkong mit aller 

Härte. Peking ignoriert 

dabei die nach Rück-

gabe der Britischen 

Kronkolonie an China 

zugesagte Erklärung 

„Ein Land - zwei Syste-

me“ aus dem Jahre 

1997, in der den Men-

schen in Hongkong 

weitreichende Frei-

heitsrechte und eine 

Autonomie garantiert 

wurden. 

 

Seit dem Inkrafttreten 

sind bereits 370 Men-

schen bei ungenehmig-

ten Protesten in Hong-

kong  festgenommen 

worden. Zehn davon 

sind gleich in Haft ge-

kommen. Dagegen 

kann ich nur protestie-

ren und mich der inter-

nationalen Kritik an-

schließen, wie sie von 

Deutschland, den EU-

Ländern, den USA u.a.  

ausgesprochen wird. 

Ich begrüße es, dass 

Großbritannien nun 

etwa drei Millionen vor 

der Rückgabe gebore-

nen Hongkongern eine 

Aussicht auf Einbürge-

rung gegeben hat, um 

die Kritik zu unterstrei-

chen und den Druck 

auf China zu erhöhen. 

Taiwan und Australien 

sind mit Einbürgerungs-

angeboten nachgezo-

gen. Ich hoffe, dass wir 

in Deutschland auch 

offen für die Menschen 

aus Hongkong sind und 

bleiben. 

 


